
Bürgerbegehren zur Haushaltskonsolidierung in Gernsbach  
 

Die Unterzeichnenden beantragen einen Bürgerentscheid nach § 21 Absatz 3 der Gemeindeordnung von Baden-Württemberg mit der Abstimmungsfrage  
„Sind Sie für den Antrag des Bürgerbegehrens?“ (Ja/Nein), wobei auf dem Stimmzettel zum Bürgerentscheid folgender Antrag mit abzudrucken ist: 

 

Antrag des Bürgerbegehrens: Die Beschlüsse des Gemeinderats vom 6.5.2026 zum ‘Zukunftspaket Gernsbach 2030‘ werden aufgehoben. 
 

Begründung: Der Gemeinderat hat am 6.5.2026 den Beschlussvorschlägen der Sitzungsvorlage 2026/018 („Zukunftspaket Gernsbach 2030“) zugestimmt. Dies hat gravierende negative Folgen für die 
Bürgerschaft: Der Bestand an Freibädern, Festhallen und Festplätzen wird in Frage gestellt, das Tafelsilber unserer Gemeinde in Form von Grundstücken soll veräußert, die Unterstützung örtlicher 
Vereine eingeschränkt, die Straßenbeleuchtung reduziert, Grünpflege, Winterdienst und die Reinigung öffentlicher Gebäude zurückgefahren, die Beratungsstelle im Sozialamt geschlossen, die 
Tourismusförderung verringert werden u.v.a.m. – bei gleichzeitiger Erhöhung zahlreicher Steuern und Gebühren. Dieses angebliche „Zukunftspaket“ wurde in intransparenter Weise ohne eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit oder von Betroffenen zusammengestellt. Es wurde erst etwa zwei Wochen vor der Gemeinderatssitzung bekannt und dann im Eiltempo durchgepaukt. Wir stellen nicht 
in Frage, dass in Gernsbach ein erhebliches Haushaltsdefizit zu verzeichnen ist und dies auch unangenehme Gegenmaßnahmen erfordert. Die Art und Weise allerdings, wie dies unter Umgehung 
einer öffentlichen Diskussion vorangetrieben und beschlossen wurde, kommt einem Putsch gegen die Bürgerschaft als Souverän gleich. Es entsteht der Eindruck, dass sich der Gemeinderat als eine 
obrigkeitsstaatlich agierende Aristokratie versteht, die eine Rückbindung mit der Bürgerschaft selbst bei derart gravierenden Angelegenheiten nicht mehr für nötig erachtet. Der Selbstanspruch, die 
Bürger zu „repräsentieren“, steht damit in Frage. Deshalb fordern wir die Rücknahme dieser Gemeinderatsbeschlüsse. Stattdessen sollte zunächst eine sorgfältig abwägende öffentliche Diskussion mit 
allen Betroffenen erfolgen, welche Maßnahmen zur Verringerung des Haushaltsdefizits angemessen und tragbar sind. Erst nach einem solchen ergebnisoffenen Beteiligungsprozess sollten die sich 
aus dem Prozess ergebenden Maßnahmen beschlossen werden. Der Gemeinderat kann seine Beschlüsse aufgrund dieses Bürgerbegehrens sofort aufheben und unverzüglich einen solchen 
Beteiligungsprozess beginnen, so dass rasch ein Ergebnis erzielt werden kann. Nur falls der Gemeinderat dem Bürgerbegehren nicht freiwillig nachkommen sollte, muss dazu ein Bürgerentscheid 
durchgeführt werden.       
 

Kostendeckungsvorschlag: Der Gemeinderat will mit seinem vermeintlichen „Zukunftspaket“ den Haushalt zukünftig um 1,5 Millionen Euro jährlich entlasten, was erst im noch zu verabschiedenden neuen 
Haushaltsplan abgebildet werden könnte. Im aktuell noch geltenden, genehmigten Haushaltsplan 2024/25 sind in der mittelfristigen Finanzplanung die bislang entstehenden Kosten gedeckt, weshalb für dieses 
Bürgerbegehren kein Kostendeckungsvorschlag erforderlich ist. Dies wäre nur notwendig gewesen, falls das Bürgerbegehren erst nach Verabschiedung des Haushaltsplans 2026/27 eingereicht worden wäre.   
 

Vertrauenspersonen: Daniela Bervoets, Hardstraße 3; Axel Massow, Anton-Götz-Straße 40; Christian Wagner, Hans-Thoma-Straße 26; jeweils 76593 Gernsbach. 
 

Die Unterzeichnenden berechtigen die Vertrauenspersonen, den Antrag im Fall eines Kompromisses zurückzunehmen oder ihn im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten zu modifizieren. 
Die nachfolgenden Angaben dürfen ausschließlich zur Einreichung des Bürgerbegehrens verwendet werden, nach Prüfung des Zustandekommens des Bürgerbegehrens durch die 
Gemeindeverwaltung werden sie gelöscht. Unterschriftsberechtigt sind Personen mit Hauptwohnsitz in Gernsbach ab 16 Jahren, die die Staatsbürgerschaft Deutschlands oder eines anderen 
EU-Landes haben. Alle Eintragungen sollten leserlich und vollständig erfolgen.  
 

   Unterschriftenlisten bitte bis spätestens zum 16. Mai 2026 zurückgeben an eine der oben genannten Vertrauenspersonen. Tel.: 0175-2037010 
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